
Posser ausführt — lügen wie er will, da ihn niemand 
zur Verantwortung ziehen kann. In der Hauptverhand­
lung beschwören dann zwei oder drei Kriminalbeamte, 
daß ihnen ein glaubwürdiger Zeuge berichtet habe, „wie 
er mit den jeweiligen Angeklagten der verschiedenen 
Prozesse illegal gearbeitet hat, an Konferenzen beteiligt 
war, usw.“.
Alle Fragen der Verteidigung und alle Vorhaltungen 
der Angeklagten an die „Zeugen vom Hörensagen“ sind 
zwecklos, da jeder Versuch, die Glaubwürdigkeit des 
Ursprungszeugen zu überprüfen, daran scheitert, daß 
die Beamten auf ihre insoweit fehlende Aussagegeneh­
migung verweisen.
Die Zahl der Ermittlungsverfahren gegen Gegner der 
Atomrüstungspolitik beziffert Posser für die Zeit seit 
Inkrafttreten des Strafrechtsänderungsgesetzes 1951 mit 
100 000. Diese Zahl beweist, daß die strafrechtliche Ge­
sinnungsverfolgung im Bonner Staat Massencharakter 
angenommen hat.
Die Broschüre enthält jedoch auch verschiedene Stel­
len, die im Interesse der Aufklärung der westdeutschen 
Bevölkerung über die antidemokratischen und faschisti­
schen Methoden der politischen Strafjustiz, der Samm­
lung und Mobilisierung aller antiimperialistischen 
Kräfte für die Herstellung demokratischer Verhältnisse 
nicht unwidersprochen bleiben dürfen.
Bei der Behandlung der strafrechtlichen Gesinnungs­
prozesse wegen Fortführung der KPD schreibt Posser: 
„Es ist bekannt, daß- eine illegale KPD im Bundes­
gebiet arbeitet, Schriften verbreitet und einen organi­
satorischen Zusammenhalt aufrechterhält. Wer sich an 
einer solchen Arbeit beteiligt, wird mit Recht nach den 
geltenden gesetzlichen Vorschriften bestraft.“ Mit einer 
solchen Feststellung stellt sich Posser auf den Boden 
des Verbotsurteils gegen die KPD. Er behandelt letzt­
lich dieses imperialistische Terrorurteil als rechtens. 
Die Bonner Machthaber haben die KPD deshalb vom 
Bundesverfassungsgericht verbieten lassen, weil die 
KPD „als einzige Partei in der Bundesrepublik kon­
sequent gegen Monopolkapital, Militarismus und im­
perialistischen Krieg, für Frieden, Demokratie, die so­
zialen Interessen der Arbeiterklasse und der Werk­
tätigen und die Wiedervereinigung Deutschlands zu 
einem demokratischen, fortschrittlichen Staat eintritt“16. 
Das KPD-Verbot ist keine isolierte Maßnahme der 
Militaristen bei der Unterdrückung der antiimperiali­
stischen Kräfte. Die KPD außer Recht und Gesetz zu 
stellen und die Kommunisten für vogelfrei zu erklären, 
bedroht tödlich die Rechte, Interessen und selbst die 
Existenz der anderen demokratischen Organisationen 
und Vereinigungen. Das hat die Entwicklung seit 1956 
anschaulich gezeigt.
Posser widerspricht sich im übrigen selbst. Unmittelbar 
nach dem Verbot der KPD hatte er erklärt:

„Man sollte den Mut haben, Anwalt der Kommu­
nisten zu sein, wenn ihnen offenbares Unrecht ge­
schieht: Wo ein Teil des Volkes, der kein kriminelles 
Unrecht getan hat, durch den Staat gezwungen wird, 
zu schweigen und auf die Ausübung seiner Grund­
rechte zu verzichten, ist das ganze Volk in Gefahr. Es 
ist unhaltbar, daß ein Teil unseres Volkes zu Parias 
gemacht wird.“17 

Posser hat nie erklärt, daß er diesen Standpunkt auf­
gegeben habe. Dann aber darf er auch nicht, wie in der 
Broschüre, in einer so formalen Art die Anwendung der 
§§ 42, 47 Bundesverfassungsgerichtsgesetz gegen Kom­
munisten und andere Gegner der Politik der Atom­
rüstung und der Notstandsgesetzgebung als rechtmäßig 
bezeichnen. Hier zeigt sich eine krasse positivistische 
Denkweise.

16 These 9 Ties Parteitags der KPD 1957.
17 stimme der Gemeinde 1956, Nr. 17.

Man kann dem Verfasser auch keinesfalls folgen, wenn 
er das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
21. März 1961, durch das der § 90 a StGB teilweise für 
verfassungswidrig erklärt wurde, als einen Akt der 
„Rechtsstaatlichkeit“ hervorhebt. Gerade dieses Urteil 
ist bekanntlich nicht vom Himmel gefallen. Das Zen­
tralkomitee der KPD hatte in seiner Einschätzung er­
klärt: „Daß dieses Urteil gefällt wurde, ist ein Ergebnis 
des Kampfes der demokratischen Kräfte in der Bundes­
republik, in der DDR und im Ausland gegen den Ge­
sinnungsterror, gegen die fortschreitende Faschisierung 
Westdeutschlands.“1® Mit dem Urteil versuchten in 
Wirklichkeit die Militaristen auf Grund der jahrelan­
gen heftigen Kritik aus den verschiedensten Bevölke­
rungskreisen, ihre demokratische Fassade wieder auf­
zuputzen.
Es ist auch sehr gefährlich, ausgesprochene Partei­
gänger der Bonner Regierung, insbesondere rechte 
Sozialdemokraten, sozusagen als Hüter der Demokratie 
zu bezeichnen und sich beim Kampf gegen die straf­
rechtliche Gesinnungsverfolgung auf diese zu beziehen. 
So hebt Posser den ehemaligen Generalbundesanwalt 
und jetzigen CDU-Bundestagsabgeordneten G ü d e und 
den SPD-Abgeordneten Dr. A r n d t  hervor. Güde war 
jahrelang der Chefankläger der Militaristen in Karls­
ruhe und deren Berater im Verbotsprozeß gegen die 
KPD. Arndt war maßgeblich am Zustandekommen des 
1. Strafrechtsänderungsgesetzes beteiligt, hauptsächlich 
der Staatsgefährdungsbestimmungen, und ist jetzt einer 
der Vertreter der SPD bei den Verhandlungen über die 
Notstandsgesetzgebung mit Innenminister Höcherl. Ge­
rade Arndt ist es, der sich sehr nachdrücklich für die 
Notstandsgesetzgebung einsetzt10.
Posser benutzt auch typische Formulierungen der rech­
ten Sozialdemokraten und DGB-Führer, wenn er z. B. 
in der Broschüre die Bundesrepublik als „unseren 
Staat" bezeichnet. Der westdeutsche Staat, in dem 
heute wieder — wie es im nationalen Dokument des 
Nationalrats heißt — „Menschenverachtung, Ausbeu­
tung, klerikales Dunkelmännertum, Geld- und Erobe­
rungsgier und Militarismus herrschen“, ist das Macht­
instrument der überlebten Herrschaft der Imperialisten 
und damit gegen das Volk gerichtet. Er kann also auch 
nicht der Staat des Rechtsanwalts Dr. Posser sein, eines 
Mannes, der aktiv für die Verteidigung der demokra­
tischen Rechte und Freiheiten eintritt.
Trotz dieser notwendigen einschränkenden Bemerkun­
gen muß das positive Gesamtbild der Broschüre, die 
ein Beitrag im Kampf gegen die strafrechtliche Gesin­
nungsverfolgung in Westdeutschland ist, hervorgehoben 
werden.
Wie der Verfasser, so erkennen viele Menschen in 
Westdeutschland, daß die Adenauer-Regierung zur 
Durchsetzung ihrer Atomkriegspolitik und der für sie 
dafür notwendigen Ausschaltung und Unterdrückung 
jeglicher Opposition im Innern eine militaristisch-kleri­
kale Diktatur errichtet. In Westdeutschland, aber auch 
in den westeuropäischen Ländern, wächst die Besorgnis 
über die demokratiefeindliche Politik der Bonner 
Machthaber. Gerade die jüngste politische Entwicklung 
in Westdeutschland zeigt, wie richtig die Einschätzung 
der 20. Tagung des Zentralkomitees der KPD ist, die 
feststellte, das Neue in der Bundesrepublik bestehe 
darin, „daß nicht nur wir Kommunisten, sondern be­
deutende Vertreter aus allen Klassen und Volksschich­
ten den Bonner Staat als einen Staat des Unrechts, der 
politischen und geistigen Unfreiheit bezeichnen“00.

!8 vgl. dazu Pfannenschwarz, „Bonner Gesinnungsjustiz 
grundgesetzwidrig“, Demokratie und Recht 1961, Heft 3, S. 81 ff.
19 Arndt ist z. B. Verfasser der Broschüre „Notstandsgesetz — 
aber wie?“, Köln 1962, in der er nachdrücklich für eine Not­
standsregelung im Grundgesetz eintritt.
20 Max Reimann, Referat auf der 20. Tagung des Zentral­
komitees der KPD, Wissen und Tat 1962, Heft 1.
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